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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

Für einige mediale Aufmerksamkeit sorgte Mitte Februar 2022 die Botschaft von
Jacqueline Badran (sp, ZH), ihr Arzt habe ihr «dringlich eine Auszeit verschrieben». Die
politische Arbeit habe ihr «physisch und psychisch» zugesetzt und liesse sie «zu oft
ratlos und ermüdet zurück», so die Zürcherin via Facebook. Der Blick berichtete, dass
Badran nach dem gewonnenen Abstimmungskampf gegen die Stempelsteuer in Tränen
ausgebrochen sei, weil die Anspannung von ihr abgefallen sei. Sie habe aber einen
hohen Preis für diesen Erfolg gezahlt. «Nach Jahrzehnten politischer Duracell-
Existenz» müssten die Batterien der «streitbarsten Politikerin des Landes» neu
aufgeladen werden, berichtete die NZZ. Ihrem «furibunden Naturell» sei Badran freilich
auch bei der Ankündigung ihrer Auszeit bis mindestens zur Sommersession 2022 treu
geblieben, so die NZZ weiter. Sie habe diese genutzt, um ihre wichtigsten Themen zu
propagieren und die «zunehmende Aggressivität und Respektlosigkeit gegenüber der
Politik» anzuprangern. Der Tages-Anzeiger wiederum urteilte, dass die Meldung via
Facebook «ein typischer Badran» gewesen sei. Selbst «Allerpersönlichstes» sei bei ihr
politisch. Das «Aushängeschild» und «Zugpferd» der SP dürfe sich dank ihrer
Authentizität vieles erlauben, was anderen Politikerinnen und Politikern übel
genommen würde. Die Weltwoche schliesslich zweifelte daran, dass sich Badran an die
«luxuriöse Auszeit» halten werde und erwartete, dass es «zum lautstärksten
Schweigen» kommen werde, «das wir je erlebt haben». 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.02.2022
MARC BÜHLMANN
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Auch die Rückkehr Badrans in den politischen Betrieb fand in der Folge medialen
Niederschlag. Angesichts der riesigen Probleme, die einer Lösung harrten, sei ihre
persönliche Befindlichkeit unwichtig, erklärte die Nationalrätin via Facebook am
Sonntag vor der Sommersession 2022, nachdem sie über Twitter angekündigt hatte,
«wieder da» zu sein, und sich für die vielen guten Wünsche bedankt hatte. Zwei
Wochen später gab sie bereits ein grosses Interview in der Sonntags-Zeitung, die über
die «Ausnahmepolitikerin» befand: «Es ist, als ob sie nie weg gewesen wäre.» 2

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Während die UREK-NR mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs zwecks
Unterstellung der strategisch wichtigen Infrastrukturen des Energiesektors unter die
Lex Koller beschäftigt war, kursierten in den Medien Teile eines vertraulichen Berichts
des Bundesamtes für Justiz (BJ) vom 6. Dezember 2018 zu ebendieser
parlamentarischen Initiative Badran (sp, ZH). In dem Bericht sei vorgeschlagen worden,
die Lex Koller bei strategischen Infrastrukturen nach dem Prinzip «ja, ausser»
anzuwenden, sodass Verkäufe ins Ausland grundsätzlich erlaubt wären und der Bund
einen Verkauf nur verhindern könnte, sofern er eine Versorgungssicherheitsgefährdung
nachweisen könnte. Dies würde einer Umkehr der Beweislast gleichkommen, da beim
Verkauf von Boden an Personen im Ausland – wo bereits heute die Lex Koller gelte –
nach dem Prinzip «nein, ausser» gehandelt werde und die Käufer den Nachweis
erbringen müssten. Als problematisch stufte der Bericht gemäss Tages-Anzeiger die
konkrete Umsetzung dieses Gefährdungsnachweises ein, da einerseits eine solche
Einschätzung «mit viel Ermessen» verbunden wäre und andererseits mit zunehmenden
Verkäufen die Versorgungssicherheit sinke und so womöglich nicht alle Käuferinnen
und Käufer gleich behandelt würden. Des Weiteren klassifizierte das geheime
Dokument eine Lex Koller im Stromsektor als nicht kompatibel mit dem angestrebten
Stromabkommen mit der EU. Ein Infrastruktur-Verkaufsverbot an EU-Investoren müsste
demnach wohl ausgenommen werden, da sonst «eine unzulässige Diskriminierung
stattfände», so der Bericht. Bevor es jedoch zu einem Stromabkommen mit der EU
kommen könne, müsse zuerst die Frage nach dem Rahmenabkommen geklärt werden,
erläuterte das BJ weiter. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.01.2019
MARCO ACKERMANN

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Im Mai 2021 veröffentlichte die Blick-Zeitung Recherchen, gemäss denen die Lex Koller
im Kanton Bern in mehreren Fällen nur mangelhaft umgesetzt worden sei.
Ausländerinnen und Ausländer dürfen im Kanton Bern wegen dem Bundesgesetz über
den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) nur unter
strengen Auflagen Grundstücke erwerben. Konkret dürfen ausländische Personen nur
ein Grundstück erwerben, das maximal 1000 Quadratmeter gross ist und nicht mehr als
200 Quadratmeter Wohnfläche aufweist. Der Blick zeigte nun aber Beispiele, in denen
reiche Russen, Omani oder Neuseeländer in Ferienorten wie Grindelwald, Gstaad oder
Brienz entweder zu grosse oder zu viele Grundstücke erworben hatten. Die lokalen
Behörden würden derweil «bei Bewilligungen beide Augen zudrücken, Ausnahmen zur
Regel werden lassen und Auflagen nicht kontrollieren», so der Blick. SP-Nationalrätin
Jacqueline Badran (sp, ZH) reagierte in dem Zeitungsartikel empört über die
Entdeckungen und zeigte sich überzeugt, dass diese nur die Spitze des Eisbergs seien.
Sie forderte eine Verbesserung der Umsetzung der Lex Koller und drohte ansonsten mit
einer Volksinitiative. Auch die Nationalräte Martin Candinas (mitte, GR) und Erich von
Siebenthal (svp, BE) kamen im Zeitungsartikel zu Wort und forderten, dass die
bestehenden Gesetze besser eingehalten werden. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.05.2021
ELIA HEER
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Kurz vor Weihnachten 2017 liess Tamedia als Abschluss des ereignisreichen Jahres
verlauten, Goldbach Media, die Vermarkterin kommerzieller Werbefenster in Fernsehen
und Onlinemedien, für CHF 216 Mio. zu übernehmen, ohne dass es bei den 340
Mitarbeitenden von Goldbach zu Entlassungen kommen werde. Diese Übernahme
erlaube es Tamedia, die Bedürfnisse der Werbewirtschaft nach individualisierter
Werbung zu erfüllen, hatte SP-Nationalrätin Jacqueline Badran (sp, ZH) bereits vor zwei
Jahren prophezeit. Tamedia wolle ihre Position im internationalen Wettbewerb stärken,
erklärte der Tages Anzeiger. Dadurch sei es ihr möglich, die 2016 gegründete Admeira
zu konkurrenzieren. Dazu fehle aber noch ein Telekompartner, spekulierte die Aargauer
Zeitung, und brachte den zum Verkauf stehenden Kabelnetzbetreiber UPC als
ebensolchen ins Spiel. UPC sei bereits technologischer Partner der Tamedia, sei aber
vermutlich für einen Kauf durch diese zu teuer, erklärte die AZ weiter. Tamedia
äusserte sich nicht zu diesen Mutmassungen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

1) Pilotti (2017). Entre démocratisation et professionnalisation - le Parlement suisse et ses membres de 1910 à 2016; SoZ,
17.1.16; BaZ, 19.1.16; SGT, 13.6.16; LZ, 14.6.16; TA, 16.6.16; LZ, 2.7.16; TG, 22.12.16; BaZ, 27.6.17; Bund, 3.7.17; SGT, 28.8.17
2) Blick, 15.2.22; NZZ, TA, 16.2.22; WW, 17.2.22; TA, 28.5., 30.5.22; SoZ, 12.6.22; WW, 16.6.22
3) BaZ, TA, 21.1.19
4) Blick, 10.5., 11.5., 14.5., 15.5., 10.6.21
5) AZ, Lib, NZZ, TA, 23.12.17

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 3


